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Revision des Bundesgesetzes über das elektronische Patientendossier: 

Übergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausführungsrecht); Vernehmlassungs-

antwort 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRÜNEN zur 

Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äus-

sern.  

 

Ein funktionierendes elektronisches Patient*innendossier (EPD) ist ein wichtiger Baustein, 

um das Informationsmanagement zwischen den verschiedenen Leistungserbringer*innen – 

und somit auch die Behandlungsqualität, die Patient*innensicherheit und letztlich auch die 

(Kosten-)effizienz – zu verbessern. Die GRÜNEN unterstützen folglich eine rasche und flä-

chendeckende Umsetzung des EPD. Die vorliegende Vernehmlassungsvorlage und die 

Notwendigkeit einer Übergangsfinanzierung ist eklatanter Ausdruck davon, dass sich 

das Bundesgesetz über das elektronische Patientendossier (EPDG) dafür nicht be-

währt hat. So fehlt etwa eine übergeordnete weisungsbefugte Stelle, die grosse Anzahl an 

Stammgemeinschaften ist nicht zielführend und es gibt erhebliche Mängel im Bereich der Fi-

nanzierung.  

 

Um die bisher getätigten Investitionen nicht zu gefährden und weitere Verzögerungen bei der 

Verbreitung des EPD zu vermeiden, unterstützen die GRÜNEN den Vorschlag des Bundes-

rates, eine Übergangsfinanzierung zugunsten der Stammgemeinschaften bis zum 
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Inkrafttreten der umfassenden Revision des EPDG einzurichten. Dies allerdings unter der 

Bedingung, dass die Kantone ihrerseits mindestens in gleicher Höhe Finanzhilfen leisten. Da 

das Gesundheitswesen in der Kompetenz der Kantone liegt, sollten diese unseres Erachtens 

eigentlich zu einer deutlich höheren Beteiligung verpflichtet werden. 

 

Unabhängig von der Frage der Übergangsfinanzierung kommt der umfassenden Revision 

des EPDG eine zentrale Bedeutung zu. Die GRÜNEN begrüssen diesbezüglich insbeson-

dere den Grundsatzentscheid des Bundesrates, das EPD künftig als Instrument der obligato-

rischen Krankenpflegeversicherung zu bezeichnen und dem Bund eine weitreichende Rege-

lungskompetenz zukommen zu lassen. Wir erachten dies als logische Konsequenz aufgrund 

der Schwierigkeiten, die sich mit dem heutigen EPDG gezeigt haben. Die GRÜNEN erwar-

ten vom Bundesrat dabei auch die grundsätzliche Überdenkung des Prinzips mit den 

Stammgemeinschaften und dass die Variante von nur noch einer – selbstverständlich 

von der öffentlichen Hand gesteuerten – Anbieterin seriös geprüft wird. Diese Revision 

muss genutzt werden, um die grundlegenden Konstruktionsfehler des EPD, wie etwa die ihm 

zugrundeliegende Marktideologie und den davon abgeleiteten Pseudowettbewerb der 

Stammgemeinschaften, zu korrigieren. Ohne schrittweise Reduktion der Anzahl Stamm-

gemeinschaften und ohne Schaffung einer übergeordneten weisungsbefugten Stelle 

beim Bund werden sich die GRÜNEN folglich vorbehalten, die Vorlage abzulehnen. 

 

Die GRÜNEN weisen im Hinblick auf die Revision des EPDG proaktiv darauf hin, dass es 

sich bei den auf dem EPD abgelegten Gesundheitsdaten um besonders schützenswerte Per-

sonendaten handelt. Eine missbräuchliche Verwendung dieser Daten muss, wie der Bundes-

rat korrekterweise festhält, ausgeschlossen werden.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Balthasar Glättli     Raphael Noser 

Präsident      Fachsekretär 

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-88245.html

